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Die Ostpolitik der Bundesrepublik Deutschland
und die deutsche Frage

Historische Entwicklungen und politische Optionen im Ost-West-Konflikt

I. Historische Belastungen und strukturelle Probleme
westdeutscher Ostpolitik )1

In der begründeten Hochstimmung über die Revo-
lution in Ost- und Mitteleuropa von 1989 und über
die bevorstehende Einigung von Bundesrepublik
Deutschland und DDR scheinen die historischen
Belastungen und strukturellen Probleme westdeut-
scher Ostpolitik in der Zeit des Kalten Krieges und
der alten Entspannung schon fast vergessen. Die
Vergegenwärtigung der Dilemmata, der Optionen
und der Entwicklung dieser Politik kann jedoch
Kriterien für die Beurteilung der außenpolitischen
Chancen und Risiken der Neuvereinigung der bei-
den deutschen Staaten liefern, die sich unter Um-
ständen vollzieht, die von keiner politisch relevan-
ten Gruppierung vorausgesehen oder auch nur vor-
ausgedacht wurden.

Für die Deutschland- und Ostpolitik der Bundesre-
publik bildeten drei übergeordnete Problemstellun-
gen den Rahmen, in dem sich alle Varianten bewe-
gen mußten: erstens das historische Erbe, insbeson-
dere die Last der nationalsozialistischen Verbre-
chen und des Zweiten Weltkrieges; zweitens die
Realität des Macht- und Systemkonflikts zwischen
Ost und West; drittens die moralischen Probleme
des Status quo. Aus diesen drei Problemstellungen
ergaben sich eine Reihe widersprüchlicher Anfor-
derungen.

1. Revisionismus oder Versöhnung

Die Westdeutschen haben sich nach dem Zweiten
Weltkrieg mit guten Gründen und aus freien Stük-
ken für eine westliche Orientierung und gegen den
Kommunismus ausgesprochen. Aber der Antikom-
munismus war auch eine Brücke zur Vergangen-

heit, nicht nur für die alten Nazis. Die Animositäten
zwischen Deutschen und Polen reichen zurück bis
ins Mittelalter, und die machtpolitischen Rivalitä-
ten zwischen Deutschen und Russen waren eine
wichtige Voraussetzung für den Ersten Weltkrieg.
Nach 1945 waren fast alle Westdeutschen Revisio-
nisten in dem Sinne, daß sie die territoriale Auftei-
lung Deutschlands nicht akzeptierten, und ihr Revi-
sionismus richtete sich wieder in erster Linie gegen
den Osten2). Aber sie mußten sich doch auch fra-
gen, ob nicht die Zeit gekommen war. ein für alle
Mal den Kreislauf des Unrechts zu beenden, der
einen großen Teil ihrer Beziehungen zum Osten
geprägt hatte3). Polen und Rußland waren wieder-
holt Gegenstand deutscher Aggression gewesen.
Preußen hatte sich aktiv an den historischen Teilun-
gen Polens beteiligt. Hitler-Deutschland insze-
nierte eine weitere, diesmal mit dem Ziel der Zer-
störung nicht nur der politischen, sondern auch der
kulturellen, ja der physischen Substanz dieser Na-
tion. Rußland, obwohl der Komplizenschaft gegen-
über Polen schuldig, hatte zweimal die Brutalität
des deutschen Imperialismus erfahren. Die Ver-
träge von Brest-Litowsk im Jahre 1918 waren ein
primitives militärisches Diktat, weit härter als der
Vertrag von Versailles, und die Pläne der deutschen
militärischen Elite waren Vorläufer noch weit
schlimmerer Unterdrückung und Zerstörung im
Zweiten Weltkrieg4).

1) Bei dem vorliegenden Beitrag handelt es sich um eine
überarbeitete und stark gekürzte Fassung meines HSFK-
Reports 7/1989 vom November letzten Jahres. Für einen aus-
führlicheren Anmerkungsteil, der auch die Lektüre und An-
leihen zu diesem Papier angemessen dokumentiert, muß ich
auf die Langfassung verweisen. Daß manche der in der älte-
ren Version vertretenen Positionen zur Perspektive der
deutsch-deutschen Beziehungen vom Lauf der Dinge über-
holt worden sind, räume ich gerne ein. Ich weise noch darauf
hin. daß ich nicht streng zwischen Deutschland- und Ostpo-
litik unterscheide; ich verwende den Begriff Ostpolitik im
weitesten Sinne.

2) Die Saarfrage lasse ich hier außer acht. Ich verwende den
Begriff „Revisionismus“ in dem engen Verständnis von
„dreigeteilt — niemals“, einem früheren FDP-Wahlkampf-
slogan. obwohl ich mir sehr wohl bewußt bin. daß dieser
Terminus sehr verschiedenartige, z. T. auch problematische
historische und aktuelle Bezüge hat.
3) Vgl. dazu besonders Günter Stökl. Osteuropa und die
Deutschen: Geschichte und Gegenwart einer spannungsrei-
chen Nachbarschaft. München 1970.
4) Vgl. Dietrich Goldschmidt (Hrsg.). Frieden mit der So-
wjetunion — eine unerledigte Aufgabe. Gütersloh 1989. ins-
besondere die Artikel von Rolf-Dieter Müller über die Wei-
marer Zeit und Wolfram Wette über den Vernichtungskrieg.
Zum Rußlandbild der Deutschen im 18. und 19. Jahrhundert
und zu Brest-Litowsk vgl. auch Dietrich Geyer. Ostpolitik
und Geschichtsbewußtsein in Deutschland, in: Vierteljahrs-
hefte für Zeitgeschichte. 34 (1986) 2. S. 147—159.



ist eine Forderung der Moral wie des aufgeklärten
Eigeninteresses, daß sich die Deutschen hüben wie
drüben mit diesem Problem auseinandersetzen.

Unabhängig von der sicherheitspolitischen Proble-
matik des deutschen Einheitsstaates im engeren
Sinne stellt sich die Frage nach dem machtpoliti-
schen Gewicht der vereinigten Potentiale von Bun-
desrepublik und DDR. Sind nicht auch andere For-
men der Friedensstörung — wenn Frieden weiter
verstanden wird als die Abwesenheit von Krieg —
denkbar? Könnte ein vereinigtes, macht- und natio-
nalbewußtes Deutschland nicht mit anderen Instru-
menten Druck auf seine Nachbarn ausüben? Wenn
von polnischen Gesprächspartnern z. B. Bedenken
geäußert werden, dann haben sie heute vor allem
das Problem der wirtschaftlichen Asymmetrie im
Verhältnis Deutschlands zu Osteuropa und damit
das Risiko der Abhängigkeit im Auge, die gerade
im Falle Polens politisch sensibel werden könnte.
Eine Reihe von Faktoren sprechen jedoch dafür,
daß auch ein vereinigtes Deutschland ein loyales
und friedfertiges Mitglied der sich entwickelnden
gesamteuropäischen Völkergemeinschaft sein wird.
Als erster Punkt ist der diskutierte neue Grundkon-
sens westdeutscher Ostpolitik zu nennen. Am Be-
ginn dieses Konsenses stand der Gewaltverzicht:
äußere Konsequenz aus der totalen Niederlage, der
neuen Mächtekonstellation mit der nuklearen Re-
volution und innere Konsequenz aus der blutigen
Vergangenheit deutscher Außenpolitik. Schon dem
frühen Wiedervereinigungs-Revisionismus war
klar, daß die militärische Option definitiv aus-
schied. Diese Einsicht markiert einen wichtigen
Bruch mit deutschen Traditionen. So hatte die Wei-
marer Republik auch in den gemäßigteren Varian-
ten ihrer Ostpolitik den Einsatz von Gewalt — ins-
besondere gegenüber Polen — nie völlig ausge-
schlossen; für einen großen Teil der konservativen
Führungsschichten war damals ein solcher „Waf-
fengang“ nur eine Frage der Zeit.

Der zweite wichtige Entwicklungsschritt war die
Differenzierung der revisionistischen Hoffnungen
und Forderungen, d. h. der in Etappen vollzogene
„Verzicht“ auf die ehemals deutschen Gebiete öst-
lich von Oder und Neiße. Der Weg führte von
„Dreigeteilt — niemals“ über die EKD-Denkschrift
von 1965 und die Kontroversen um die Ostverträge
Anfang der siebziger Jahre bis zur selbstverständli-
chen Anerkennung der Grenzen zwischen deut-
schem und polnischem Territorium durch nahezu
alle Deutschen, insbesondere die gesamte politi-
sche Elite. Die Einsicht, daß hier angesichts eines
von den Deutschen selbst brutal vorangetriebenen
Geschichtsverlaufs nichts mehr zu holen war. viel-
mehr aus moralischen wie realpolitischen Gründen
ein Neuanfang auf dem Ergebnis der alten Ge-

schichte gesucht werden mußte, findet sich ansatz-
weise schon bei Adenauer. Es bedurfte eines lang-
wierigen und schwierigen Prozesses der Auseinan-
dersetzung und Aussöhnung im Inneren wie nach
außen, um diese Einsicht konsensfähig werden zu
lassen. Die reale Aussicht auf Neuvereinigung der
beiden deutschen Teilstaaten hat schließlich die
letzten, ohnehin mehr taktischen als prinzipiellen
Vorbehalte beiseite geräumt.
Der dritte Schritt schließlich war der Übergang von
der Macht zum Kompromiß in der deutschen Ost-
pohtik21). Am Anfang stand die Vorstellung, die
Sowjetunion könne durch politischen Druck zur
Korrektur der Ergebnisse des von Deutschland
selbst gerade im Osten als Aggressions- und Ver-
nichtungskrieg geführten und schließlich verlore-
nen Zweiten Weltkrieges veranlaßt werden. Es
folgte eine Wiederannäherung an die Sowjetunion
und an Osteuropa, aber die DDR blieb bis zur
neuen Ostpolitik aus der Entspannung ausgeklam-
mert. Am Ende hatte sich jedoch die Auffassung
durchgesetzt, daß sich deutsche Interessen am be-
sten mit einer Politik der Verständigung verwirkli-
chen lassen. Das Engagement beider deutscher
Staaten für die Rüstungsbegrenzung im Rahmen
kooperativer Strukturen — nicht wie in der Weima-
rer Republik als Deckmantel für revisionistische
Ansprüche — markiert am deutlichsten die neue
Orientierung.

Es kommt hinzu, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land inzwischen fest in den Westen integriert ist.
Selbst wenn die Klammer des Militärbündnisses,
dessen ursprüngliche Funktion auch die Kontrolle
Deutschlands war, eines Tages entfallen sollte, so
bliebe ein deutscher Sonderweg zwischen West und
Ost doch äußerst unwahrscheinlich. Die Integration
umfaßt weit mehr als die militärische Dimension,
sie gilt insbesondere für den ökonomischen und den
kulturellen, zunehmend aber auch für den politi-
schen Bereich. Bei global wachsender Interdepen-
denz zählen Westeuropa und die gesamte nordat-
lantische Region zu den am dichtesten integrierten
Gebieten. Die transnationalen Verflechtungen und
die supranationalen Kompetenzen in Europa wer-
den noch weiter zunehmen, und ein völliger politi-
scher und militärischer Rückzug der Vereinigten
Staaten aus Europa steht auch längerfristig nicht
zur Diskussion.
Die Einbettung deutscher Außenpolitik gilt nicht
nur für Westeuropa und den Nordatlantik, sie gilt



-- wenn auch noch in abgeschwächter Form —
inzwischen bereits für ganz Europa. Der KSZE-
Prozeß bewirkt genau jene Stabilisierung, die Eu-
ropa in der Zwischenkriegszeit nicht gelungen ist.
Dieser Prozeß hat nach fünfzehn Jahren die Lei-
stungen des Völkerbundes im Bereich der Vertrau-
ensbildung, der Spannungsminderung und der Ko-
operation, und zwar über die Systemgrenzen hin-
weg, schon bei weitem übertroffen. Die Deutschen
profitieren von diesem Prozeß, und er findet — die
anfänglichen Vorbehalte der Konservativen waren
bald ausgeräumt — fast einmütige Unterstützung.
Mit der Zurückbildung des Systemgegensatzes wird
die KSZE noch an Bedeutung gewinnen.

Die genannten Integrationseffekte werden auch für
ein vereinigtes Deutschland gelten. Die Bundesre-
publik Deutschland ist heute eine funktionierende
Demokratie westlichen Typs, und es bestehen gute
Aussichten, daß ein vereinigtes Deutschland eben-
falls eine stabile Demokratie hervorbringt, auch
wenn man die noch zu verarbeitende Erblast des
Stalinismus in Rechnung stellt. Dabei ist vor dem
Hintergrund der deutschen Einigungsgeschichte
des 19. Jahrhunderts — Scheitern der demokrati-
schen Nationalbewegung, Einigung „von oben“ mit
Hilfe von Kriegen gegen Dänemark, Österreich-
Ungarn und Frankreich — der demokratische und
friedliche Charakter dieses Zusammenschlusses
von besonderer Bedeutung.

Was das Gewicht eines neuvereinigten Deutschland
angeht, so läßt sich nicht bestreiten, daß es geogra-
phisch wieder die Mitte Europas bildet, wenn auch
nicht mehr in so dominierender Weise wie vor und
noch nach dem Ersten Weltkrieg. Das wirtschaftli-
che Potential der Deutschen wird mit der Vereini-
gung weiter wachsen. Doch auch hier muß die Per-
spektive gewahrt bleiben: Alle Daten zeigen, daß

das Gewicht der Deutschen in Europa erheblich,
aber von Dominanz weit entfernt ist; vor allem,
wenn man in Rechnung stellt, daß auch die Poten-
tiale der Supermächte außerhalb der Zentralregion
— im Verhältnis zur Zwischenkriegszeit in qualita-
tiv veränderter Form — mit Europa verbunden sind
bzw. auf Europa einwirken. Außerdem wird der
wirtschaftliche Wiederaufbau der DDR auf Jahre
hinaus Energien binden und zusätzliche Anforde-
rungen an den ökologischen Umbau stellen.
So bleibt die begründete Hoffnung, daß die neue
Vernunft und moralische Qualität deutscher Au-
ßenpolitik auch in schwierigeren Zeiten Bestand
haben wird. Das Gewicht der deutschen Mitte in
Europa ist nicht zwangsläufig fatal. Die Verwund-
barkeit Deutschlands war genausowenig zwingend
wie die Gefährdung seiner Nachbarn; beides war
das Ergebnis schlechter Politik, nicht das Produkt
der geographischen Lage und Größe. Warum soll-
ten die beiden deutschen Staaten mit ihrer Neuver-
einigung nicht sowohl nach Ost wie West für Eu-
ropa wie für sich selbst jene produktive und kon-
struktive Rolle spielen, zu der es in der jüngeren
deutschen Geschichte ja auch Ansätze gab? Die
inneren wie äußeren Voraussetzungen dafür waren
jedenfalls noch nie so günstig. Deutschland hat die
historische Chance, ein Experimentierfeld für das
Zusammenwachsen des politisch, wirtschaftlich
und psychologisch immer noch geteilten Europa zu
werden. Die erste große Prüfung findet in diesen
Wochen und Monaten statt. Wird es der Bundesre-
publik Deutschland und der DDR gelingen, der
Sowjetunion die Annahme der Vereinigung und
damit einer einschneidenden politisch-strategischen
Veränderung in Europa durch substantielle Abrü-
stungsangebote zu erleichtern? Der Friede in Eu-
ropa hängt im übrigen heute weniger an der deut-
schen Frage als an der Zukunft der Perestroika in
der Sowjetunion.



Stefan Fröhlich

Umbruch in Europa
Die deutsche Frage und ihre sicherheitspolitischen Herausforderungen für die

Siegermächte

Die Novemberereignisse in der DDR bilden den
vorläufigen Höhepunkt eines grundsätzlichen Wan-
dels, dem Mittel- und Osteuropa seit Beginn der
Ära Gorbatschow unterliegen. Mit der Aufhebung
der Teilung Europas werden gleichzeitig Fragen
nach dem künftigen Charakter und der Rolle der
beiden Bündnissysteme und Streitkräfte aufgewor-
fen. Die Perspektiven der sicherheits- und verteidi-
gungspolitischen Planung verändern sich in wesent-
lichen Punkten.
Wie geschlossen reagiert die westliche Allianz auf
die Veränderungen in Europa? Wie paßt sie ihre
Planung der politischen Entwicklung an? Wie be-

gegnet die Sowjetunion dem deutschen Einigungs-
prozeß und den Auflösungserscheinungen des War-
schauer Paktes? •

Die folgende Problemskizze untersucht kritisch
diese Fragestellungen im Rahmen der zwei aktuell
diskutierten Szenarien für die künftige (sicher-
heits-)politische Ordnung in Europa: Erstens, ein
wiedervereinigtes Deutschland bleibt politisch wie
militärisch integraler Bestandteil der NATO. Zwei-
tens, das wiedervereinigte Deutschland zieht sich
aus dem westlichen Bündnis zurück und erhält ei-
nen neutralen Status.

I. Ganz Deutschland in die NATO —
die Haltung der Bündnispartner zur Neuordnung Europas

Es ist die einhellige Auffassung der westlichen
Bündnispartner, daß ein wiedervereinigtes
Deutschland der NATO erhalten bleiben muß.
Zwar räumen die politischen Führungen in den
USA, Großbritannien und Frankreich ein, daß die
künftige Truppenstärke von NATO-Einheiten auf
deutschem Gebiet „flexibel“ gehandhabt werden
könne ). Der Vorschlag Genschers, die Aufnahme
ganz Deutschlands in die NATO solle mit Rück

1

-
sicht auf Moskau nicht zu einer Verlegung von
NATO-Truppen auf das DDR-Territorium führen,
ist in den westlichen Hauptstädten rasch auf lebhaf-
tes Interesse gestoßen. Auch eine Begrenzung der
derzeitigen Bundeswehrstärke von 495 000 Mann
und den Abbau der NATO-assignierten Streit-
kräfte auf dem Gebiet der jetzigen Bundesrepublik
halten die meisten für unvermeidbar. Entscheidend
aber ist: Das künftige Deutschland bleibt im Inter-
esse der Sicherheit und einer stabilen Ordnung in
Europa unverzichtbarer Bestandteil der Allianz.
In der Bundesrepublik wurde lange Zeit argumen-
tiert, die Teilung stelle eine Bedrohung des Frie-
dens in Europa dar. Umgekehrt bildete die Ein-
dämmung Deutschlands durch die Teilung und Ein-

1) So Präsident Bush, in: Washington Post vom 14. Februar
1990.

bindung beider Teile in die jeweiligen Bündnissy-
steme nach Einschätzung der Siegermächte ein we-
sentliches Element der Stabilität der Konfronta-
tionsjahre. Mit dem Wegfall dieses Stabilitätsfak-
tors könnte von einem wiedervereinigten Deutsch-
land erneut eine Bedrohung für die politische Sta-
bilität in Europa ausgehen. Ein geeintes Deutsch-
land wird von seinen Verbündeten mehr oder weni-
ger offen als eine politische, wirtschaftliche und
auch militärische Herausforderung besonderer Art
betrachtet. Entsprechende Vorbehalte, die sowohl
historisch bedingt sind als auch in dem Potential
eines wiedervereinigten Deutschlands begründet
liegen, stellen die außenpolitischen Schwierigkeiten
auf dem Weg zur Einheit dar.

1. Die amerikanische Position

In den USA macht man sich in erster Linie Gedan-
ken darüber, wie man die künftige europäische
Ordnung weiter mitgestalten kann. Die Frage, wie
und wann die deutsche Einheit vollzogen wird,
spielt demgegenüber lediglich eine untergeordnete
Rolle, da sie in Washington als Angelegenheit der
Deutschen gilt. Die Bush-Administration hat weder
die Absicht, sie dem deutschen Volk vorzuenthal-
ten. noch teilt sie die Bedenken und Einwände, die
besonders anfangs in London und Paris dagegen



geltend gemacht wurden2). Falls man die Amerika-
ner befragte, so ließ kürzlich US-Botschafter Wal-
ters verlauten, so würde sich zeigen, daß sie mehr-
heitlich die Teilung einer Nation als unnatürlich
und nicht aufrechterhaltbar betrachten3).

2) Vgl. Paul Johnson. Don’t Fear a United Germany, in: The
Wall Street Journal vom 26. Februar 1990.1n diesem Zusam-
menhang sei auf eine Darstellung von Bernd Greiner verwie-
sen. die die Befürchtungen einiger einflußreicher politischer
Beobachter in den USA hinsichtlich des Wiedervereini-
gungsprozesses zusammenfaßt: vgl. Bernd Greiner. Angst
vor Rapallo. Amerikanische Reaktionen auf den Fall der
Mauer, in: Blätter für deutsche und internationale Politik. 35
(1990) 2. S. 159—167. Hierzu ist anzumerken, daß diese Stu-
die sicherlich treffend die Vorbehalte bestimmter Kreise wi-
derspiegelt. vgl. bspw. den Artikel von Arthur Schlesinger
Jr.. Germany’s Fate Will Determine Europe's. in: The Wal)
Street Journal vom 21. Dezember 1989; Leopold Bellak.
Why I Fear the Germans, in: New York Times vom 25. April
1990. keinesfalls aber repräsentativ für die offizielle Haltung
der politischen Führung oder der breiten amerikanischen
Öffentlichkeit ist. Abgesehen davon lassen sich ebenso zahl-
reiche Beispiele einer eher positiv-unterstützenden Perzep-
tion dieser Entwicklung anführen.
3) Eine Umfrage, die Ende November 1989 durchgeführt
wurde, ergab eine überwältigende Zustimmung für die deut-
sche Wiedervereinigung in der amerikanischen Bevölkerung.
Vgl. Survey Finds Americans Favor a Reunited Germany, in:
New York Times vom 1. Dezember 1989.
4) So Steven Muller in einem Vortrag bei einer Veranstal-
tung der Atlantik-Brücke anläßlich der Hannover-Messe, in:
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 28. März
1990.
5) Vgl. The Wall Street Journal vom 13. Dezember 1989.

6) Vgl. Robert E. Hunter. The Transition to One Germany,
in: The Christian Science Monitor vom 21. Februar 1990.
7) So Roderick MacFarquhar. in: New York Times vom
20. Dezember 1989.
8) So Außenminister Baker in seiner Berliner Rede
(Anm. 5).

Diese positive Einstellung kann angesichts der star-
ken Verwurzelung demokratischer Normen in den
USA, zu denen vor allem das Selbstbestimmungs-
recht der Völker zählt, kaum überraschen. Wa-
shington hat auch aus diesem Grund in der Vergan-
genheit immer wieder die Wiedervereinigung gefor-
dert und den Abbruch der Mauer angemahnt. In
diesen Tagen kann man bis in die politischen Füh-
rungskreise hinein häufig eine Stimmung perzipie-
ren. wonach nicht etwa der Marshall-Plan oder die
strategische Verteidigung als der größte amerikani-
sche Beitrag für Europa angesehen wird, sondern
die Selbstbeschränkung in der Ausübung amerika-
nischen Machteinflusses4). Bereits im Deutsch-
landvertrag habe man vor mehr als 35 Jahren Ver-
ständnis für den Wunsch nach Einheit dokumen-
tiert. Und an dieser Haltung habe sich nichts geän-
dert. heißt es in Washington.

In der Tat hat die Bush-Administration Positionen
zur Wiedervereinigung formuliert, die eine bemer-
kenswerte Kontinuität zu den Grundgedanken des
Artikel 7. Absatz 2 des Deutschlandvertrages er-
kennen lassen. Außenminister Baker faßte sie bei
einem Besuch in Berlin am 12. Dezember vergan-
genen Jahres zusammen5):
1. Die Selbstbestimmung muß ungeachtet des Er-
gebnisses erfolgen.

2. Die Wiedervereinigung sollte sich im Rahmen
der anhaltenden Verpflichtung Deutschlands
gegenüber der NATO und einer zunehmend inte-
grierten Europäischen Gemeinschaft und unter Be-
rücksichtigung der Rechte und Pflichten der alliier-
ten Mächte vollziehen.

3. Die Wiederherstellung der Einheit muß im Inter-
esse der allgemeinen europäischen Stabilität fried-
lich und schrittweise vonstatten gehen.

4. In der Frage der Grenzen sollten die in der
Schlußakte von Helsinki niedergelegten Grund-
sätze bekräftigt werden.

Angesichts der geographischen Verhältnisse ist es
verständlich, daß die amerikanische Führung insge-
samt gelassener auf den Wiedervereinigungsprozeß
reagiert. Die Angst vor dem deutschen Bündnis-
partner wächst natürlich mit der Nähe zum Ort des
Geschehens. Im Vergleich zu den USA nimmt sich
auch ein wiedervereinigtes Deutschland ohnehin
nicht als Großmacht aus. Dies schon eher für die
europäischen Nachbarn.

Für die Amerikaner gilt es deshalb erst einmal, die
Verbindungen zum europäischen Kontinent nicht
abreißen zu lassen. Washington sucht die Partner-
schaft mit der EG. Mit dem Wandel in Europa hat
die politische Führung einen „neuen Atlantizismus"
ausgerufen. Die Amerikaner haben zwar erkannt,
daß die EG die treibende Kraft für einen demokra-
tischen Umbruch in Osteuropa ist. Man will sich
aber die Einflußmöglichkeiten mit Blick auf die
Veränderungen im Osten und die Entwicklung in
Deutschland sichern. Ein Rückzug aus Europa er-
schiene der Bush-Administration angesichts der
Gefahr neuerlicher europäischer Instabilitäten
völlig unangebracht. Zusammen mit der EG will
man den Veränderungen in Europa einen stabilen
Rahmen verleihen6).
Deswegen sucht man in Washington nach Möglich-
keiten eines gemeinsamen „Managements dieses
Wandels“7). Dabei vertraut man zum einen auf die
völkerrechtliche Verankerung demokratischer Ver-
fahrensweisen. zum anderen auf eine differenzierte
Anwendung von vorwiegend wirtschaftlichen An-
reizen. Die amerikanische Regierung hat vorge-
schlagen, das Recht auf freie Wahlen unter mehre-
ren Parteien im Rahmen der KSZE zu einem Men-
schenrecht zu erklären8). Entsprechend machte
Präsident Bush seine Zustimmung zu einer vorge-
zogenen KSZE-Gipfelkonferenz. auf der im Herbst



1990 die Veränderungen in Europa diskutiert wer-
den sollen, zunächst von der Behandlung dieses
Tagesordnungspunktes abhängig. Die Anreize, die
die Regierung den RGW-Staaten für die Einrich-
tung demokratischer Strukturen anbietet, umfassen
direkte wirtschaftliche Hilfe (wobei diese auf
Grund anhaltender Auseinandersetzungen um eine
Reduzierung des amerikanischen Haushaltsdefizits
beschränkt ist), den Ausbau von Informationszen-
tren in den östlichen Hauptstädten und den Abzug
diplomatischen Personals aus anderen Bereichen
zur Unterstützung der Reformregierungen9).

9) Vgl. John M. Goshko. U. S. Diplomacy Shift Planned in
Europe. in: Washington Post vom 10. Februar 1990; Alton
Frye. Foreign Aid: Should Americans Give It — Or Take It?.
in: Washington Post vom 22. April 1990.
10) Vgl. George F. Kennan. This is No Time for Talk of
German Reunification. in: Washington Post vom 12. De-
zember 1989.

So ergibt sich aus dem Dilemma zwischen demokra-
tischer und geostrategischer Verantwortung einer-
seits eine Politik wohlwollender Unterstützung der
Reformbestrebungen in Osteuropa, andererseits
eine Politik vorsichtiger Zurückhaltung. Entspre-
chend fällt die amerikanische Unterstützung des
sowjetischen Reformkurses wesentlich differenzier-
ter aus. In bezug auf Moskau halten die USA ganz
bewußt an dem „linkage“ zwischen sowjetischen
Reformbemühungen nach innen wie nach außen
und amerikanischen Zugeständnissen fest. Man
traut in den USA dem Frieden zur Zeit noch nicht
so recht, verweist auf die unzureichenden Reform-
ansätze in Richtung Demokratie und die insgesamt
labilen innenpolitischen Verhältnisse in der Sowjet-
union.

Parallel zur Entwicklung in Osteuropa will Wa-
shington den Wiedervereinigungsprozeß in kontrol-
lierte Bahnen lenken. Bei aller Zurückhaltung in
bezug auf die Frage nach dem Procedere auf dem
Weg zu einer möglichen gesamtdeutschen Bundes-
verfassung will man doch ein Fortbestehen der Ein-
bindung Deutschlands zur Gewährleistung des Frie-
dens in Europa10). Die Amerikaner warnen vor
einem „rein deutschen Prozeß“ zur Schaffung eines
geeinten Deutschlands. Ein einziger deutscher
Staat sollte im Rahmen eines größeren Assozi-
ierungsprozesses entstehen, der Ost- und Westeu-
ropa zusammenführt; dieser Prozeß soll mitunter
über die NATO gesteuert werden. Sie ist und bleibt
Hauptelement amerikanischen Engagements und
deshalb auch für die Bush-Administration das we-
sentliche Instrument für den Stabilitätsausgleich in
Europa. Ihre Zustimmung zur Wiedervereinigung
haben die Amerikaner vor allem von zwei Bedin-
gungen abhängig gemacht: der Anerkennung der

Oder-Neiße-Linie und der fortdauernden Mitglied-
schaft Gesamtdeutschlands in der NATO.

Seit die Wiedervereinigung in den Bereich des
Möglichen gerückt war, hat die Bush-Administra-
tion immer wieder betont, daß auch in diesem Fall
die Bedingungen der KSZE-Schlußakte eingehal-
ten werden müssen ). Für die Bundesrepublik be11 -
deutete dies, daß sie an der dort festgeschriebenen
Unverletzlichkeit bestehender Grenzen festhalten
sollte. Sie hat diesem Anliegen aller Bündnispart-
ner dann auch entsprochen und versichert, die pol-
nische Westgrenze werde weder heute noch in Zu-
kunft in Frage gestellt.

Damit rückte alleine die Frage nach der deutschen
Mitgliedschaft in der NATO in den Mittelpunkt
amerikanischer Interessen. Für die Amerikaner gab
es von Beginn an keinen Zweifel daran, daß es ohne
Deutschland keine NATO und ohne die NATO
keine amerikanische Präsenz in Europa gibt. Wa-
shington betrachtet die Mitgliedschaft Deutsch-
lands in der NATO als wesentliches Element eben
dieser Einbindung in die Gemeinschaft westlicher
Demokratien, eine Neutralität hingegen als Inbe-
griff der Instabilität.

Die Bundesrepublik ist längst zum wichtigsten
Bündnispartner der Amerikaner in Europa gewor-
den. Bonn wird schon auf Grund seiner besonderen
geostrategischen Lage als Zentrum der amerika-
nisch-europäischen Sicherheitsallianz betrachtet.
Der traditionelle Wunsch vor allem der Franzosen
nach mehr Zuständigkeiten in der Außen- und Si-
cherheitspolitik macht es für Washington umso
dringlicher, verläßliche politische Kommunika-
tionskanäle nach Bonn zu erhalten und mit deren
Unterstützung die institutionalisierten Zugänge in
Europa weiter auszubauen. Sollte sich nämlich das
französische Drängen durchsetzen, fürchten die
Amerikaner, so könnte es trotz aller Garantieerklä-
rungen aus Paris für die amerikanische Präsenz in
Europa auf Dauer womöglich doch zu einem Ab-
bruch der transatlantischen Verbindungen kom-
men.

Natürlich begrüßt es Washington, daß die Europäer
mehr für die eigene Sicherheit tun wollen. Aller-
dings traut man ihnen nicht zu. die amerikanische
Nukleargarantie kurzfristig zu ersetzen. Ebensowe-
nig sieht die amerikanische Führung eine realisti-
sche Chance, die NATO bereits jetzt durch neue,
aus der KSZE entstehende Sicherheitsstrukturen in
Europa abzulösen. Bush zweifelt daran, daß bei der
KSZE-Gipfelkonferenz im Herbst auch nur die

11) Vgl. Thomas L. Friedman. Senators Complain to Bush
Over Kohl’s Border Policy. in: New York Times vom 28. Fe-
bruar 1990.



Umrisse eines neuen Systems sichtbar werden
könnten ). Er ist zwar bereit, den KSZE-Prozeß
insgesamt zu stärken. Allerdings fördert er die
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poli-
tische Einigung Europas auch nicht mit dem Ziel, in
Europa eine unabhängige „Dritte Kraft“ entstehen
zu lassen. Washington setzt vielmehr auf die völlige
Integration in Form einer echten atlantischen Part-
nerschaft. Deshalb lautet die Devise für die Ameri-
kaner zunächst noch: An Vertrautem festhalten,
gleichzeitig aber behutsam nach neuen Wegen su-
chen.

Dies gilt auch für die Sicherheitspolitik. In den,
USA sieht man keine Veranlassung, voreilig einsei-
tige Abrüstungsschritte einzuleiten und von den
derzeit noch gültigen Prinzipien des NATO-Vertei-
digungskonzepts abzuweichen, wiewohl der Druck
führender Kongreßabgeordneter, die Verteidi-
gungsausgaben drastisch zu senken, groß ist und
man auch erkannt hat, daß eine Neubeurteilung des
Sinns und Zwecks der NATO über kurz oder lang
unumgänglich ist ).13

Deutlich wurde dies bei der Zusammenkunft der
NATO-Verteidigungsminister im kanadischen Ka-
nanaskis im Mai. Nachdem sich dort Verteidigungs-
minister Stoltenberg zum Ziel einer dritten Null-
Lösung bei den bodengestützten Atomwaffen kür-
zerer Reichweite in Ost und West bekannt hat und
bei der Gelegenheit auch eine Veränderung der
„flexible response“-Strategie sowohl bei den
nuklearen als auch bei den konventionellen Waffen
forderte, erklärten die USA, daß ihr Verzichtsan-
gebot auf die Modernisierung der Kurzstreckensy-
steme und der nuklearen Artillerie nur mit einer
Verlagerung der nuklearen Fähigkeiten auf luftge-
stützte Systeme verbunden sei ). Gleichzeitig aber
signalisierte Washington, daß
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konkrete Vereinba-
rungen zur Abrüstung und Rüstungskontrolle noch
in diesem Jahr den Übergang vom „Gleichgewicht

des Schreckens zum Gleichgewicht der Interessen“
markieren könnten15).

11. Mai 1990; zur Verzichtserklärung und den Verlagerungs-
plänen Bushs siehe Washington Post vom 4. Mai 1990 und
Guardian vom 13. April 1990.

15) Diese Formel gebrauchte US-Präsident Bush auch beim
Washingtoner Gipfel Anfang Juni.
16) Ein solcher „Angriff aus dem Stand“ ließe sich nur noch
mit Flugzeugen praktizieren, weshalb deren paritätische Be-
grenzung besonders wichtig ist.
17) Bush hatte am 31. Januar 1990 vorgeschlagen, die ame-
rikanischen und sowjetischen Truppen in Zentraleuropa auf
195 000 Mann zu reduzieren, zusätzlich aber 30 000 amerika-
nische Soldaten in den Flankenländern zu belassen.

Die Amerikaner wollen die den landgestützten
Waffen zugeordneten Aufgaben taktischen Luft-
Boden-Raketen (TASM) übertragen, die von der
Bundesrepublik und in Großbritannien stationier-
ten Flugzeugen mitgeführt werden. Für sie ist aber
die Frage der „extended deterrence" mit dem Ver-
zicht auf diese Systeme noch nicht beantwortet.
Man räumt damit lediglich ein, daß solche Waffen-
systeme, die nur noch die eigene Bevölkerung oder
aber Länder treffen können, von denen offensicht-
lich keine Bedrohung mehr ausgeht, keinen Sinn
mehr machen. Insofern verlieren landgestützte
Kurzstreckensysteme ihre Abschreckungswirkung,
da eine Vorverlagerung an die künftige deutsche
Ostgrenze für die Sowjetunion unzumutbar ist.

Nun besteht nach einem Abkommen über den
Streitkräfteabbau in Europa die konventionelle
Überlegenheit der Sowjetunion, die bisher als
Rechtfertigung für die Bereitstellung atomarer Ge-
fechtsfeldwaffen diente, nicht mehr in dieser massi-
ven Form. Auch Sicherheitsexperten in Washing-
ton halten deswegen die ursprünglichen Zielsetzun-
gen der Verhandlungen über konventionelle Streit-
kräfte in Europa (VKSE) durch die rasante Ent-
wicklung in Osteuropa und Deutschland teilweise
bereits jetzt schon für überholt — ohne dabei aller-
dings der offiziellen Position Washingtons zu ent-
sprechen. Tatsächlich ist die strategische Bedeu-
tung der Überlegenheit des Warschauer Pakts an
Panzern, Schützenpanzern, Artillerie und Mann-
schaft gesunken, nachdem die Sowjetunion heute
zwischen Bug und Elbe einen Bereich der politi-
schen Unsicherheit vor sich sieht. Der Zerfall des
Zwangsbündnisses macht einen Blitzangriff prak-
tisch unmöglich ); der Westen wäre bereits16 Wo-
chen zuvor über einen konventionell geplanten
Vorstoß informiert. So gibt es Stimmen im ameri-
kanischen Kongreß, die den Bush-Vorschlag nicht
für das letzte Angebot halten17). Im Gespräch sind
150 000, sogar 75 000 amerikanische Soldaten zur
Gewährleistung der europäischen Sicherheit.

Ungeachtet dessen aber, welche Obergrenzen die
VKSE-Delegationen in Wien aushandeln, würde
sich herausstellen, daß wegen der technischen Per-
fektion konventioneller Waffensysteme eine Aus-



einandersetzung in Europa nach wie vor einer weit-
gehenden Selbstzerstörung gleichkäme. Es müßten
also nach wie vor die der Sowjetunion verbleiben-
den konventionellen und nuklearen Optionen ge-
genüber Westeuropa durch eine bestimmte Zahl
und Art amerikanischer Atomwaffen ausbalanciert
werden ).18

Darüber will Washington aber offiziell erst mit
Moskau verhandeln, wenn das START-Abkom-
men über einen Abbau des strategischen Arsenals
beider Seiten unterschrieben ist und brauchbare
Ergebnisse in Wien erzielt wurden ). Bis dahin will
man die Streitkräftestruktur der NATO überprüfen
und über ihre künftige „politischere" Rolle nach
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-
denken. Die Amerikaner halten durchaus Lösun-
gen für eine beiderseitige Struktur der hinlängli-
chen Verteidigung parat, bei denen die Solidarität
des Bündnisses nicht mehr ausschließlich in der ge-
meinsamen Vomeverteidigung aller nationalen
Bündniskontingente demonstriert wird. Auf der
Brüsseler Frühjahrstagung der NATO-Verteidi-
gungsminister im Mai empfahl US-Verteidigungs-
minister Cheney die Organisation der NATO-Trup-
pen in Form von multinationalen Einheiten ). Sol20 -
che Verbände, wären sie als operative Gegenan-
griffsreserven in der Tiefe des Raums nicht nur auf
deutschem Boden stationiert, könnten in der Tat
geeignet sein, die politische Dimension der westli-
chen Verteidigung zu stärken. Sie würden nämlich
auch eine grenznahe Verteidigung mit ausschließ-
lich territorialen Streitkräften ermöglichen, die
nicht der NATO unterstellt wären, und damit deren
ausschließlich defensiven Charakter betonen.

Vorläufig aber bleibt die NATO für die Amerika-
ner aus zwei Gründen unverzichtbar: Erstens ist sie
ein Instrument der Sicherheit gegen Rückschläge
beim Demokratisierungsprozeß in der Sowjetunion
und in Osteuropa. Und in dem Maße, wie die di-
rekte Bedrohung aus dem Osten abnimmt, stellt sie
den Ordnungsrahmen für den Abrüstungsprozeß in
Europa zur Verfügung. Zweitens übt sie die ent-
scheidende Klammerfunktion zwischen Europa
und Amerika aus, solange es keinen institutioneilen
Ersatz für sie gibt.

Beide Punkte hängen in starkem Maße von einer
deutschen Mitgliedschaft in der NATO ab. Sie stellt
zum einen, wie Henry Kissinger es unlängst aus-
drückte, „den besten Mechanismus für die Überwa-
chung vereinbarter Rüstungsbeschränkungen zur

Verfügung, da die Verbündeten Deutschlands ein
egoistisches Selbstinteresse daran hätten, daß diese
Vereinbarungen auch eingehalten werden“218 ).
Zum anderen bildet sie den Nervus rerum eben die-
ser transatlantischen Verbindungen.

2. Die britische Position

Anders als in den USA, scheint man sich in Groß-
britannien nur sehr zögerlich von der alten Ord-
nung trennen zu wollen. Innenpolitischen Schwie-
rigkeiten versucht die konservative Regierung un-
geachtet ihres reduzierten Einflusses nicht nur in
Europa durch eine betont nationale, eher auf Kon-
frontation als auf Kooperation gerichtete Politik
nach außen zu begegnen. Dabei steht London vor
dem doppelten Dilemma, bei aller Zurückhaltung
gegenüber einem wiedervereinigten Deutschland
einerseits die deutsche Frage mitunterstützen zu
„müssen“ — will man sich nicht dem Vorwurf aus-
setzen, man habe den Sinn für die natürliche Ord-
nung einer Völkergemeinschaft verloren —, ande-
rerseits dadurch zwangsläufig den ungeliebten eu-
ropäischen Einigungsprozeß voranzutreiben22 ).
Immerhin hat auch die britische Regierung gefor-
dert, die deutsche Vereinigung müsse mit der euro-
päischen Einigung synchronisiert werden. Somit ist
man auch in London den Beweis schuldig, inwie-
weit man sich nicht lediglich hinter der Festung
Europa aus Angst vor „Deutschland“ verschanzt
hat.
Diesen Beweis zu führen, fällt London schwer. Die
massiven Widerstände der Premierministerin That-
cher gegen die jüngsten deutsch-französischen Vor-
schläge für eine beschleunigte politische Union der
Europäischen Gemeinschaft bis 1993 haben das be-
reits gezeigt. Der britischen Regierungschefin geht
der Europa-Enthusiasmus der europäischen Ver-
bündeten einen Schritt zu weit. Sie betrachtet ihn
bisweilen als Ersatz für das mangelnde Nationalge-
fühl vor allem der Deutschen23 ). Im Gegensatz zu
Bundeskanzler Kohl und dem französischen Staats-
präsidenten Mitterrand baut sie „auf ein Europa
stolzer souveräner Staaten“24 ).
London fürchtet, daß die von der deutschen Einheit
ausgehenden Impulse für Europa allzu schnell zu
einer Aushöhlung der nationalen Souveränität füh-
ren könnten. Deshalb will man sich zunächst einmal
der deutschen Frage widmen und erst in einem



zweiten Schritt eigene Europapläne vorlegen, die
den Vorwurf entschärfen sollen, London denke an-
tieuropäisch. Um Zeit zu gewinnen, ergreift die
Premierministerin die Flucht nach vom und wirft
Bonn und Paris vor, durch ihr Projekt der „Verei-
nigten zwölf Staaten von Europa“ die Chancen für
eine Erweiterung der Gemeinschaft außer acht zu
lassen und den Osten zu isolieren. Damit macht sie
sich zum Anwalt der osteuropäischen Interessen
und benutzt diese als politisches Druckmittel, den
europäischen Einigungsprozeß insgesamt zu er-
schweren und zu verzögern.

Indes hindert der Widerstand gegen ein schärferes
Tempo der politischen Integration Europas London
nicht daran, bei den Bündnispartnern im Interesse
der europäischen Sicherheit und Stabilität für eine
kontrollierte Einbindung Gesamtdeutschlands so-
wohl in die europäischen Institutionen wie in die
NATO einzutreten25).
Das britische Mißtrauen gegenüber einem vereinig-
ten Deutschland erklärt sich vor allem aus der
Sorge, Deutschland werde damit endgültig die be-
herrschende wirtschaftliche und politische Kraft in
Europa sein. Natürlich räumt man ein, daß sich die
Bundesrepublik nach mehr als vierzig Jahren ge-
wandelt habe. Man ist auch davon überzeugt, daß
Deutschland keine unmittelbare Bedrohung mehr
darstellt. Andererseits müsse man damit rechnen,
daß ein wiedervereinigtes Deutschland wiederum
Wandlungen durchmachen werde. Deshalb hat
London wiederholt bekräftigt, daß es weder einer
Neutralisierung noch einer Demilitarisierung eines
künftigen Gesamtdeutschlands zustimmen werde
— ungeachtet dessen, was aus dem Warschauer
Pakt werde.

Die Bedingungen für ein geeintes Deutschland hat
die britische Regierung in drei Punkten zusammen-
gefaßt26 ): Erstens, Deutschland bleibt Mitglied der
NATO, wobei Großbritannien Moskau zwar ein-
räumt. sowjetische Truppen auf deutschem Boden
für eine Übergangszeit zu unterhalten, grundsätz-
lich aber die gleichzeitige Anwesenheit sowjetischer
und amerikanischer Einheiten in Deutschland ab-
lehnt27). Zweitens, auf deutschem Boden bleiben
auch künftig NATO-Kernwaffen stationiert. Drit-
tens schließlich: Verbleib der amerikanischen und
britischen Truppen.
Auch London wünscht also zunächst die institutio-
nalisierte Kontrolle eines wiedervereinten Deutsch-
lands. Dabei setzt man konsequenterweise auf das
NATO-Bündnis, sprich auf die transatlantische

Komponente. Ihr traut man eher zu, einen stabilen
Rahmen für den deutschen Zusammenschluß und
das durch die Erosion im Osten entstandene Macht-
vakuum in Europa zu schaffen. Sie ist für London
nach wie vor der beste Garant für die europäische
Sicherheitsordnung — einen angemessenen Schutz
zum Osten hin und die uneingeschränkte Westbin-
dung Deutschlands. Für den Fall einer Aufkündi-
gung der Sicherheitspartnerschaft mit den USA be-
fürchtet man, daß diese Bindung irgendwann man-
gels Substanz an Bedeutung verlieren könnte.
Deutschland würde zum bestimmenden Machtfak-
tor in einem Europa, dem ohne die amerikanische
(Nuklear-)Präsenz der notwendige Sicherheitsrah-
men fehlt28).

Die Europäische Gemeinschaft kann diesen Sicher-
heitsrahmen vorerst selbst nicht schaffen. Der
KSZE fehlt dazu nach Ansicht der Briten der west-
liche Anker. Ganz abgesehen davon setzt London
natürlich auch deshalb auf die nordatlantische Al-
lianz, weil diese am ehesten garantiert, daß der
eigene Einfluß auf das sicherheits- und abrüstungs-
politische Geschehen in Europa gewahrt bleibt.
London weiß um sein Image als Bremser in Europa
und fürchtet für den Fall eines Abbruchs der trans-
atlantischen Bindungen eine weitere Isolierung
vom europäischen Einigungsprozeß. Schon jetzt
mißfällt der Premierministerin die enge deutsch-
französische Kooperation besonders auf dem Ge-
biet der Verteidigung29 ). Beinahe mit Genugtuung
konstatierte man in London die vorübergehenden
Unstimmigkeiten zwischen Bonn und Paris in der
Frage des deutschen Einigungsprozesses.

Die „special relationship“ mit den USA macht da-
her das besondere britische Gewicht in Europa aus.
Darum will man die Amerikaner in Europa halten
und plädiert uneingeschränkt für den Erhalt der
NATO und in dem Maße, wie dies die Amerikaner
tun, vorläufig auch noch für deren Strategiekonzept
der Abschreckung30). London betrachtet sich un-
verändert als wichtigen Teil dieser transatlantischen
Komponente. Dies dokumentiert es mit der Forde-
rung nach dem gemeinsamen Verbleib britischer
und amerikanischer Truppen sowie von Kernwaf-
fen auf dem Kontinent31 )

Daß London die atomare Präsenz in Deutschland
aufrechterhalten will, ist dabei nicht nur eine Frage
der kontrollierten Einbindung der Deutschen in die
Allianz — Deutschland soll weiterhin mitentschei-
dend Verantwortung tragen und in die Pflicht ge-



nommen werden32). Es ist auch eine Frage der
Möglichkeit, sich auf diese Weise eigener Verant-
wortung für Europa gewissermaßen zu entlasten.

Großbritannien ist neben den USA die einzige Nu-
klearmacht in Europa, die im Rahmen der NATO
militärische Verantwortung trägt. Zögen die Ame-
rikaner ihre Nuklearwaffen aus Deutschland ab, so
spielte auch eine andere Frage wieder eine größere
Rolle, die ansonsten bisher in der britischen Öffent-
lichkeit nicht diskutiert wurde: Unter welchen Um-
ständen würde die britische Führung ihre Atomwaf-
fen in Deutschland zum Einsatz bringen )? Diese
heikle Frage stellt sich für Großbritannien in dem
Moment,
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wo das amerikanische commitment ge-
genüber Europa nachläßt. Bisher war es nicht mehr
als eine akademische Frage, da die USA praktisch
über das gesamte Nuklearpotential in Europa ver-
fügen und es kontrollieren. Sollte es aber tatsäch-
lich je zu einem Rückzug der Amerikaner kommen,
so würde dies die britische Regierung vermutlich in
große Verlegenheit bringen. London wäre einfach
überfordert, selbst im Verbund mit Frankreich für
einen stabilen Ausgleich in Europa zu sorgen. Als
Washington sich beim anglo-amerikanischen Gipfel
in Bermuda am 13. April erstmals zum Modemisie-
rungsverzicht bereiterklärte, bestand London des-
halb, noch bevor die Amerikaner ihrerseits auf die
Möglichkeit einer Verlagerung von landgestützten
auf luftgestützte Atomwaffen hingewiesen hatten,
unverzüglich auf einen Ausbau der amerikanischen
atomaren luftgestützten Verteidigung in Eu-
ropa ).34

3. Die französische Position

Auch in Paris überwog anfangs die Unsicherheit
angesichts der deutschen Entwicklung. Lange sah
es so aus, als bliebe es bei dem geringen Zuspruch
Frankreichs zur deutschen Wiedervereinigung.
Schlimme historische Erinnerungen, die von vielen
Franzosen zunächst als Befürchtungen in die Zu-
kunft projiziert wurden und die Grundlagen franzö-
sischer Politik zu verändern drohten, ließen Frank-
reich seine Sicherheit weiterhin am besten in einem
getrennten Deutschland aufgehoben erscheinen.
Fast entstand der Eindruck, als trauere man in Paris
dem bisherigen Status quo, den man wohl als den
passendsten Rahmen für eine stabile Ordnung in
Europa betrachtete, ein wenig nach. Nur allmählich
hat man sich auch im französischen Außenministe-

rium an den Gedanken gewöhnt, daß es das natür-
liche Recht der Deutschen sei, sich in einem Staat
zusammenzufinden 35).

Natürlich hielt man hierzulande französische Sor-
gen eines Pangermanismus oder die Ängste vor ei-
nem neuen Rapallo für überzogen und abwegig.
Man konnte sie jedoch nicht als fixe Ideen oder
historisch-politische Komplexe abtun, sondern
mußte sie ernst nehmen. Frankreich fühlte sich
durch die Vorkommnisse der letzten Monate zu-
nächst über Nacht aus dem Zentrum an den Rand
des alten Kontinents gedrängt. Man fürchtete, den
Partner in Bonn an den Osten zu verlieren und sah
ihn am Ende gemeinsam mit der Sowjetunion
Tempo und Rhythmus eines künftigen gesamteuro-
päischen Einigungsprozesses bestimmen. Frank-
reich selbst sah sich mittelfristig zurückgestuft auf
das Niveau eines besseren europäischen Sachwal-
ters, der sich anpaßt an die großen, von Bonn vor-
gegebenen Linien der Politik.

Nachdem der Kanzler seinen Zehn-Punkte-Plan im 
Bundestag vorgetragen hatte, ohne den privilegier-
ten Partner in Paris zuvor davon zu unterrichten,
schienen die deutsch-französischen Beziehungen
ihren vorläufigen Tiefpunkt erreicht zu haben.
Hinzu kam für Paris die wochenlange Diskussion in
Sachen Anerkennung der polnischen Westgrenze,
die ja zu bestätigen schien, Grundfragen europäi-
scher Politik würden nunmehr im deutschen Allein-
gang erledigt. Frühzeitig signalisierte die französi-
sche Führung, daß sie nicht bereit war, die europäi-
schen Interessen irgendwelchen deutschen Sonder-
wünschen zu opfern36). Die Reise Mitterands in die
DDR und das Treffen mit Gorbatschow in Kiew,
das Bonn an die lange Tradition französisch-russi-
scher Diplomatie erinnern sollte, verstärkte diesen
Eindruck37 ). Beiden Seiten wurde plötzlich klar,
daß das deutsch-französische Verhältnis empfindli-
chen Schaden nehmen konnte. Ihnen war aber auch
bewußt, daß man nach fast drei Jahrzehnten enger
politischer und menschlicher Bindungen schicksal-
haft aufeinander angewiesen war.

Auf anfänglich „unterschiedliche Meinungen“ in
einigen Fragen folgte schließlich europapolitische



Vernunft38 ). Geschickt hat sich der französische
Präsident die deutschen Interessen an einer Integra-
tion Gesamtdeutschlands in das westliche Wirt-
schaftssystem zu eigen gemacht, indem er sogleich
die übrigen Staaten Osteuropas aufrief, sich an ei-
nem konföderalen Gebilde zu beteiligen, in dem
sich die Staaten Europas zusammenschließen und
repräsentative Institutionen geben werden39). Um
dem erwarteten Widerspruch sowohl aus Bonn wie
aus London im Hinblick auf eine mögliche Brüskie-
rung der Amerikaner zu begegnen, ließ er außer-
dem verlauten, daß seines Erachtens nichts dagegen
spräche, Vereinbarungen zwischen dieser Konföde-
ration und den Vereinigten Staaten von Amerika zu
schließen. So konnte sich Bonn, ob es wollte oder
nicht, der französischen Initiative auf keinen Fall
verschließen.

Während London auf die transatlantische Kompo-
nente setzt, favorisiert Paris also die Stärkung des
europäischen Pfeilers. Bei der Verwirklichung der
Politischen Union will man neben einer Wirt-
schafts-, Währungs- und Sozialunion vor allem eine
zweite Gemeinschaft in der Außen- und Sicher-
heitspolitik bilden40 ). Bonn hat den Plänen Mitter-
rands konsequenterweise zügestimmt, dabei aller-
dings zu verstehen gegeben, daß die europäische
Sicherheit an die amerikanische Präsenz gekoppelt
bleiben muß. Hier wünscht Frankreich, das sich bis-
her jeder Aufforderung in die integrierte Verteidi-
gung der NATO zurückzukehren, unter Hinweis
auf seine nationale Unabhängigkeit verschlossen
hat. eine größere Rolle Westeuropas in der Al-
lianz41 ).
Paris lehnt es weiterhin ab, daß die NATO ein
Organ zur engen Abstimmung aller internationaler
Themen wird. Das heißt nicht, daß man der Auf-
fassung ist, ein kollektives Sicherheitssystem könne
die Allianz ersetzen42 ). Im Gegenteil hält man eine
echte Verteidigung als Gegengewicht zur sowjeti-

sehen Militärmacht in Europa nur in der Allianz mit
den USA für möglich43 ). Man tut dies aus gutem
Grund, ist doch bisher ein Ersatz taktischer boden-
gestützter amerikanischer Waffen durch französi-
sche Systeme ebensowenig absehbar wie durch bri-
tische. So hat man auch nichts dagegen einzuwen-
den, daß zur künftigen politischen Rolle der NATO
deren Verwendung als „Manager des Rüstungsab-
baus“ gehören soll44).

Andererseits ist man aber in Paris nicht gewillt, die
zukünftige Gestaltung der sicherheitspolitischen
Landschaft Europas vollkommen von den Vorstel-
lungen der Amerikaner abhängig zu machen. Deut-
lich wurde dies, als US-Präsident Bush mit seinem
Vorschlag, taktische Luftstreitkräfte der Amerika-
ner von deutschem Boden nach Frankreich zu ver-
lagern. in der französischen Hauptstadt eher auf
Zurückhaltung stieß45 ). Frankreich befürchtet, daß
Washington sich auch in dieser Stunde zum Haupt-
anwalt europäischer (Sicherheits-)Interessen ma-
chen. das eigene Gewicht aber erneut zu kurz kom-
men könnte. Deshalb ruft man die NATO zu enge-
rer Abstimmung mit der Europäischen Gemein-
schaft und der KSZE-Konferenz auf46 ). Sie bilden
für Frankreich den geeigneten institutionellen Rah-
men für die Herausbildung einer spezifisch „euro-
päischen Verteidigungsachse“. Auf dem von den
35 KSZE-Staaten Ende des Jahres geplanten Gip-
feltreffen will man insbesondere Vorschläge in
diese Richtung gründlich prüfen.

Bei allen Vorbehalten gegenüber einer zu starken
Position der NATO in Europa, ist für Frankreich
der Einschluß eines vereinigten Deutschland in de-
ren politische und militärische Organisation unum-
stritten. Er bildet sozusagen eine zusätzliche Rück-
versicherung, bleibt der deutsche Einigungsprozeß
doch damit nicht nur europäisch, sondern auch
durch die Amerikaner kontrolliert47 ). Ganz abge-
sehen davon sieht man in Paris auch die Schwierig-



keit, daß die KSZE vorläufig die NATO noch nicht
ersetzen kann und daß nur die Anwesenheit ameri-
kanischer Streitkräfte in Europa die Stabilität und
Sicherheit in Zeiten hoher Ungewißheit und großer
Veränderungen gewährleistet. Man denkt eher in
Prozeßkategorien und hält die Umwandlung oder
gar Ablösung der Allianz durch ein kooperatives

gesamteuropäisches Sicherheitssystem erst dann für
möglich, wenn ein solches in Form von neuen
(KSZE-)Institutionen geschaffen wurde, in denen
auch die Amerikaner ihren Platz finden. Schon jetzt
aber will man über die europäischen Institutionen
aktiver als bisher am europäischen Rüstungskon-
trollprozeß mitwirken.

II. Die Haltung der Sowjetunion

Der Wandel des sowjetischen Standpunktes in der
Wiedervereinigungs- und Bündnisfrage seit den
Novemberereignissen in der DDR ist Ausdruck der
vor dem Hintergrund des Nationalitätenkonflikts

I und der prekären wirtschaftlichen Lage einerseits
I und den Erosionserscheinungen im Warschauer
Pakt andererseits aufgetretenen großen innen- wie
außenpolitischen Schwierigkeiten, mit denen sich
Gorbatschow auseinanderzusetzen hat48 ). Der
Kremlchef ist längst durch die Entwicklungen, die
er selbst entscheidend ausgelöst hat, überholt wor-
den. Eine klare Konzeption, auch in der Deutsch-
landpolitik, ist nicht zu erkennen. Die Initiativen,
die Moskau ergreift, entspringen eher der Verle-
genheit, Zeit zu gewinnen, um sich allmählich auf
die veränderte Lage halbwegs einzustellen.
Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß sich in
der Außenpolitik durchaus wesentliche Charakteri-
stika des Neuen Denkens in der Sowjetunion be-
reits abzeichnen49). Die politische Führung erkennt
hier inzwischen das Prinzip der Freiheit der Wahl
uneingeschränkt an. Die Regierungsbildung in Po-
len, die Ausrufung der Republik in Ungarn und in
der Tschechoslowakei, ihre Distanzierung gegen-
über dem Warschauer Pakt sowie die Ereignisse in
der DDR werden von Moskau als Ausdruck des
Rechts jedes Staates und jedes Volkes akzeptiert,
über sein politisches Schicksal selbst zu bestim-
men50). Das neue Modell der gegenseitigen Bezie-

hungen zwischen der Sowjetunion und den osteuro-
päischen Staaten beruht nicht mehr „auf dem
Schema .stark — schwach4 mit Elementen der Vas-
sallen-Abhängigkeit, sondern auf der Gleichbe-
rechtigung und der Anerkennung der Souveräni-
tät“51 ).

Andererseits ist mit dem Zerfallsprozeß des War-
schauer Pakts das für Moskau als lebenswichtig er-
achtete westliche Sicherheitsglacis zerschmolzen.
Moskau fürchtet ganz offensichtlich, daß der politi-
schen Zugehörigkeit Gesamtdeutschlands zur
NATO mit der Zeit die militärische folgen könnte
und damit der ehemals wichtigste sowjetische Vor-
posten am Ende doch noch im westlichen Bündnis
auftaucht.

Deswegen war die sowjetische Führung auch lange
Zeit bestrebt, den Status quo in Deutschland mög-
lichst unangetastet zu lassen. Erst nach der friedli-
chen Revolution in der DDR begann sich auch im
Kreml allmählich die Einsicht durchzusetzen, daß
der sich anbahnende Vereinigungsprozeß der bei-
den deutschen Staaten nicht mehr aufzuhalten war.
Diese Erkenntnis führte zu einer Reihe von vagen
deutschlandpolitischen Modellen, die Gorbatschow
in der Folgezeit dem Westen anbot, die aber alle
bisher darauf hinausliefen, die gesamtdeutsche
NATO-Mitgliedschaft zu verhindern.

N

Ausgehend von der Prämisse, daß die deutsche
Frage nur im Zusammenhang mit der gesamteuro-
päischen Entwicklung und unter Berücksichtigung
der Sicherheitsinteressen der europäischen Nach-
barn und der übrigen Staaten Osteuropas gelöst
werden könne, schlug man in Moskau als sicherste
Lösung zunächst einen neutralen Status des künfti-
gen Deutschlands vor 52 ). Damit sollte einer zu radi-
kalen Verschiebung des Kräftegleichgewichts in
Europa durch die Einbindung Deutschlands in das



westliche Bündnis vorgebeugt werden. Verbunden
war die Forderung nach einer militärisch-politi-
schen Neutralität zeitweise sogar mit dem Verlan-
gen nach einer Entmilitarisierung Deutschlands,
wobei man darunter in Moskau allerdings nicht die
völlige Abrüstung verstand, sondern die Schaffung
solcher Bedingungen, die ausschließlich einen de-
fensiven Charakter der deutschen Streitkräfte zulie-
ßen ).53

Nachdem man erkannt hatte, daß dies sogar in der
östlichen Hälfte Europas auf Ablehnung stieß, kam
der Vorschlag aus Moskau, Deutschland solle bei-
den Bündnissen angehören, der westliche Teil der
NATO, der östliche dem Warschauer Pakt, bis
nach ein paar Jahren beide Bündnisse in einem
europäischen Sicherheitssystem aufgehen wür-
den54 ). Aber eine solche Doppelmitgliedschaft
liefe letzten Endes erneut auf eine Neutralität hin-
aus. Sie könnte zudem bedeuten, daß sich für den
Fall der Verlängerung dieser Übergangszeit — und
dies liegt angesichts der unklaren Vorstellungen
über die vorzunehmende Integration auf Seiten der
Sowjetunion nahe — die Fremdbestimmung auch
nach der politischen Vereinigung fortsetzte.

Bei einem Besuch Ministerpräsident Modrows in
Moskau am 6. März 1990 leitete Moskau dann erst-
mals aus der deutschen Einigung auch die Chance
ab. die Sicherheitsstrukturen in Europa neu zu for-
mieren. Sollten sich NATO und Warschauer Pakt
erst einmal in ihren Strukturen grundlegend geän-
dert haben und in einem gesamteuropäischen Si-
cherheitssystem aufgegangen sein, stünde die
Bündnisfrage ohnehin nicht mehr zur Diskussion.
Moskau wünschte daher in erster Linie eine Syn-
chronisation der deutschen Einigung mit dem
KSZE-Prozeß; dieser sei Motor für den institutio-
nalisierten Ausbau in Richtung auf bündnisüber-
greifende gesamteuropäische Sicherheitsstruktu-
ren.

Die Institutionalisierung des KSZE-Prozesses kann
aber Jahre in Anspruch nehmen, da wahrscheinlich
jede der 35 teilnehmenden Nationen ihre eigenen
Vorstellungen und ihre eigene Kosten-Nutzen-Kal-
kulation anstellen wird. Die KSZE ist ein großer
Korb, der Verschiedenes, auch Gegensätzliches
aufnimmt. Die Tolerierung solcher Gegensätze
bringt es mit sich, daß man in vielen Bereichen über
das Stadium relativ unverbindlicher Erklärungen
nicht hinauskommt. Damit ist die KSZE zwar ein
nützliches Gesprächsforum, vom Status einer su-
pranationalen Ordnung aber noch weit entfernt.
Wie soll es also zu glaubwürdigen Beistandsver-

pflichtungen in der Sicherheitspolitik kommen,
wenn unterschiedliche Interessenlagen und Menta-
litäten keine Übereinstimmung erzielen? Hier stößt
die Idee einer europäischen Friedensordnung, in
der jeder seinen Platz findet, vorläufig zumindest
noch an ihre Grenzen. Und genau an diesem Punkt
wiederum entpuppt sich die NATO als ideale Über-
gangsregelung mit ihrer auf der Freiwilligkeit und
der demokratischen Verfassung der Mitglieder be-
ruhenden Flexibilität im Hinblick auf die Verände-
rungen in Europa.

Moskau ließ als nächstes verlauten, daß es mit ei-
nem raschen Vollzug der Einigung nun doch einver-
standen sei, dafür aber eine Übergangszeit zur Klä-
rung der äußeren Gesichtspunkte, d. h. insbeson-
dere der Frage der Bündniszugehörigkeit beanspru-
che — Entkoppelung also der inneren und äußeren
Aspekte der Einheit55). Bis dahin sollten die
Rechte der Vier Mächte für Deutschland als Gan-
zes fortbestehen. Auf diese Weise wollte man im
Kreml Zeit gewinnen, bis sich die Bündnisfrage im
Verlauf der Wiener Abrüstungsverhandlungen und
der Bildung neuer KSZE-Einrichtungen von selbst
entschärft hätte.

Da die von Moskau geforderte Festlegung der deut-
schen Truppenstärke aber im Prinzip einer diskri-
minierenden Sonderbehandlung Deutschlands
gleichkäme — eine solche Obergrenze kann nur
zusammen mit dem Umfang der Streitkräfte ande-
rer Staaten in Wien vereinbart werden —, stieß
auch dieser Vorschlag auf den Widerspruch der
Allianz. Gorbatschow rückte denn auch ebenso
schnell wieder von ihm ab und versuchte, seinen
Widerstand gegen eine Mitgliedschaft Deutsch-
lands in der NATO im Westen dadurch abzumil-
dern, daß er anregte, „schon bei den gegenwärtigen
VKSE-Verhandlungen eine .allgemeine Erklärung1
des Inhalts zu beschließen, im Rahmen von
.Wien IT Obergrenzen für die deutschen und die
Streitkräfte anderer europäischer Staaten festzuset-
zen“56 )- Je mehr man also in Moskau spürte, daß
sich der Westen in der Bündnisfrage keinesfalls er-
weichen lassen würde, desto stärker setzte man die
Akzente auf eben die Gründung eines gesamteuro-
päischen Sicherheitssystems als Alternative zu den
herkömmlichen Bündnissen. An der Ablehnung
der NATO-Zugehörigkeit Deutschlands bis zur
Vollendung eines solchen Systems änderte dies frei-
lich weiterhin nichts. Auch beim Washingtoner
Gipfel Anfang Juni konnten die tiefgreifenden Dif-



ferenzen über diese Frage nicht überwunden wer-
den.

Die deutsche Frage dürfte also in den kommenden
Monaten ihre hypnotische Wirkung auf Moskau
behalten. So ohne weiteres wird man im Kreml den
Status der Siegermacht als letzten Trumpf nach der
Auflösung des „cordon sanitaire“ nicht aus der
Hand geben wollen. Dies entspricht sowohl einem
auf subjektiven Erfahrungen gegründeten Sicher-

heitsbedürfnis der Sowjetunion als auch der Sorge,
in Europa an den Rand gedrängt zu werden. Der
Westen kann es sich leisten, darauf Rücksicht zu
nehmen, wenngleich die Mittel des Kremls, seine
Ansprüche durchzusetzen, gering sind. Auf die
Dauer nämlich wären sowjetische Behinderungen
der Wiener Konferenz und damit auch des KSZE-
Prozesses sowie der Regelung der äußeren Aspekte
der deutschen Einigung doch lästig und könnten für
Unruhe in Europa sorgen.
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Roland Hahn: Die Idee der Nation und die Lösung der deutschen Frage

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29/90, S. 3—12

Die friedliche Revolution in der DDR. in deren Verlauf aus der Parole „Wir sind das Volk“ schnell der Ruf
wurde „Wir sind ein Volk“, hat in der Bundesrepublik zuerst zur Verwunderung, später zur Sorge vor
einem aufkeimenden Nationalismus geführt. Dahinter steht die seit den siebziger Jahren zunehmend in
Frage gestellte Konzeption einer ethnisch bestimmten deutschen Nation und der Zweifel an der Möglich-
keit einer Wiedervereinigung Deutschlands.
Der Beitrag untersucht den Begriff der Nation im Hinblick auf die Unterscheidung Friedrich Meineckes
von „Staatsnation“ und „Kulturnation“ und problematisiert die klassischen Nationsdefinitionen vor dem
Hintergrund der deutschen Entwicklung der vergangenen 40 Jahre. Der Wandel der nationalen Sclbstde-
ßnition in beiden deutschen Staaten zeigt auf, daß seit Beginn der siebziger Jahre in der DDR offiziell, aber
auch in einflußreichen Kreisen der politischen Publizistik der Bundesrepublik mit jeweils unterschiedlicher
Zielsetzung versucht wurde, eine staatsnational geprägte Identität zu entwickeln.
War das in der DDR Ausdruck der Politik der „Abgrenzung“, so ging das Bestreben im Westen seit Karl
Jaspers Schrift „Wohin treibt die Bundesrepublik“ eher dahin, die Teilung Deutschlands als angebliches
Ergebnis des Zweiten Weltkrieges auf Dauer zu akzeptieren und ein rein rational bestimmtes National-
bewußtsein der Bundesrepublik zu entwickeln. Die dabei auf beiden Seiten aufgetretenen Widersprüche
haben jedoch gezeigt, daß die Nation als politische Legitimationsidee in Deutschland nur kulturell und
ethnisch definierbar war und damit denknotwendig die Überwindung der staatsrechtlichen Teilung anstre-
ben mußte.

Gerd Langguth: Die deutsche Frage und die Europäische Gemeinschaft

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29/90, S. 13—23

Die Existenz der Europäischen Gemeinschaft - die schon bald nach dem Zweiten Weltkrieg mit der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) im Jahre 1951 begann und dann 1957 mit den
Römischen Verträgen weiter fundiert wurde - hängt unmittelbar mit der deutschen Frage zusammen: sie
sollte sowohl Sicherheit für Deutschland als auch Sicherheit vor Deutschland garantieren. Die keineswegs
von allen geteilte Erkenntnis, daß Deutschland so lange geteilt bleibe, so lange der Riß der Spaltung auch
durch Europa ginge, wurde durch die Ereignisse in der DDR und in anderen zentral- und osteuropäischen
Staaten bestätigt. Es dürfte (neben anderen Faktoren, wie z. B. die Annäherung der beiden Supermächte)
gerade die Faszinationskraft der (west-)europäischen Integration gewesen sein, die die Erosion im Staa-
tenbereich des Warschauer Paktes forcierte.
Vielen war in der Bundesrepublik der Zusammenhang der Deutschland- und Europapolitik nicht mehr
einsichtig, obwohl er sich auch in den europäischen Vertragswerken niedergeschlagen hat. Teilweise wurde
in der Bundesrepublik sogar die Auffassung vertreten, der Prozeß der europäischen Einigung erschwere
oder verhindere sogar die Einheit der Deutschen. Das deutsche Volk war indes in der Präambel des
Grundgesetzes aufgefordert worden, „seine nationale und staatliche Einheit zu wahren und als gleichbe-
rechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen“. Auch insoweit war vom
Verfassungsgebot her die deutsche Frage in den europäischen Kontext eingebettet.



Gert Krell: Die Ostpolitik der Bundesrepublik Deutschland und die deutsche Frage.
Historische Entwicklungen und politische Optionen im Ost-West-Konflikt

Aus Politik und Zeitgeschichte. B 29/90. S. 24—34

Die spezifischen Probleme bundesdeutscher Ostpolitik im Kalten Krieg und in der darauf folgenden Phase
der Entspannung sind auch unter den jüngsten Bedingungen radikalen Systemwandels von Interesse. Die
verschiedenen damaligen Optionen und ihre Entwicklung bieten vor allem Kriterien für eine Einschätzung
der Beständigkeit der deutschen Ost- und Entspannungspolitik vor dem Hintergrund einer problemati-
schen außenpolitischen Vergangenheit.
Als Rahmenbedingungen westdeutscher Ostpolitik werden die Last der nationalsozialistischen Verbrechen
und des Zweiten Weltkrieges, die Realität des Macht- und Systemkonfliktes sowie die moralischen Pro-
bleme des Status quo thematisiert. Die verschiedenen Optionen westdeutscher Ostpolitik haben diesen
— widersprüchlichen — Anforderungen auf unterschiedliche Weise Rechnung zu tragen versucht. Die
militärische Revision der „Dreiteilung“ schied von Anfang an aus; zunächst wurden die Optionen „Revi-
sionismus aus kalkulierter Stärke“ und „Revisionismus aus kalkulierter Schwäche“ verfolgt, die beide
scheiterten. Erst mit der Neudefinition der nationalen Frage in den siebziger Jahren fand die deutsche
Ostpolitik eine nach innen wie außen tragfähige Grundlage.
Die westdeutsche Ostpolitik markiert mit ihren Entwicklungsschritten Gewaltverzicht, Differenzierung der
revisionistischen Forderungen und Übergang von der Macht zum Kompromiß einen historischen Fort-
schritt. Er gibt zu der begründeten Hoffnung Anlaß, daß damit eine dauerhafte Tradition demokratischer
Außenpolitik begründet worden ist, an die der neue deutsche Einheitsstaat anknüpfen kann.

Stefan Fröhlich: Umbruch in Europa. Die deutsche Frage und ihre sicherheitspolitischen
Herausforderungen für die Siegermächte

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29/90, S. 35—45

Die Frage, wie sich ein vereinigter deutscher Bundesstaat in die europäische Landschaft einfügen soll, kann
nicht ohne Berücksichtigung der Interessen der Nachbarn und der Weltmächte beantwortet werden. Sie
muß ferner die Tatsache in Rechnung stellen, daß Deutschland in besondere geopolitische, wirtschaftliche
und historische Zusammenhänge eingebettet ist, aus denen sich die Vorbehalte gegenüber einer Wieder-
vereinigung ergeben; gegen sie läßt sich die deutsche Einheit nicht ohne weiteres verwirklichen.
In bilateralen Gesprächen und auf den „Zwei-plus-vier“-Konferenzen geht es vor allem darum, den Voll-
zug der Wiedervereinigung mit den Sicherheitsinteressen der Siegermächte zu harmonisieren. Dabei zeigt
sich, daß die Ängste Moskaus vor einem mit der Ausdehnung des NATO-Gebietes bis zur Oder und Neiße
verbundenen machtpolitischen Zugewinn des Westens das entscheidende außenpolitische Hindernis auf
dem Weg zur Einheit darstellen.


